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„Die Ideen der Ökonomen und Staatsphilosophen, seien sie richtig oder falsch, sind einflussreicher, als gemeinhin angenommen wird. Tatsächlich wird die Welt von wenig anderem beherrscht.“


(John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung des Zinses und des Geldes, 1936)




Vorwort


Ein Ghostwriter (wörtlich: Geisterschreiber, auch Auftragsschreiber oder Berufsschreiber genannt) ist ein Autor, der im Namen und im Auftrag seines Auftraggebers - eines Verlages, eines Unternehmens oder im Namen einer anderen Person - Vorträge, Aufsätze und wissenschaftliche Abhandlungen schreibt. Er wird insbesondere dann tätig, wenn der ausgewiesene Autor oder Redner nicht genügend Zeit hat oder keine ausreichenden Fähigkeiten besitzt, um „sein“ Werk selbst zu verfassen. Der Auftraggeber (der „Kunde“ aus der Sicht des Ghostwriters) kann zwar (und er wird es in der Regel auch) auf die Erstellung des Textes als Ko-Autor oder Inspirator Einfluss nehmen. Die eigentliche Erstellung des Textes ist jedoch die Aufgabe des Ghostwriters (im Amerikanischen auch Gagman oder Speechwriter genannt).


Für die Qualität seiner Arbeit ist wegen der Vielzahl von Anlässen – im vorliegenden Fall reichten sie von bankinternen Pflichtveranstaltungen (wie Hauptversammlungen, Aufsichtsrats- und Beiratssitzungen) über wissenschaftliche Fachveranstaltungen bis hin zu Filialeröffnungen, Kundenberatern, Ehrungen und so weiter - und den daraus resultierenden unterschiedlichen Anforderungen ausschlaggebend, dass seine Fähigkeiten hinsichtlich Fachwissen und - wegen der häufig kurzfristigen Terminbindung - kreativer Energie mit den Anforderungen der Arbeit übereinstimmen. Ein guter Ghostwriter ist nicht nur Experte in seinem Fachgebiet und kann aufgrund seiner volkswirtschaftlichen Ausbildung, seiner überdurchschnittlichen Auffassungs- und Formulierungsgabe und seiner langjährigen (Berufs-)Erfahrung in der Bankenwelt schwierige Themen auf hohem Niveau bearbeiten, sondern er ist auch in der Lage, die Gedanken des Auftraggebers in dessen Worte umzusetzen und seine rednerischen Möglichkeiten zu stärken.


Ghostwriter bleiben dabei im Hintergrund, sie arbeiten diskret und anonym. Ihre Namen tauchen nach Fertigstellung nirgendwo auf. Sie sind Geister. Vielleicht hat es sie auch nie gegeben? Verschwiegenheit ist mit anderen Worten oberstes Gebot des Ghostwriters. Die Arbeit findet im Verborgenen statt, und den Ruhm für das Werk streicht ein anderer ein. Man darf in diesem Beruf also nicht eitel sein - nur stolz, weil die eigenen Gedanken, wenn auch unter fremdem Namen, in Publikationen der Bank sowie Zeitungen und Zeitschriften verewigt werden. (Der geneigte Leser sei diesbezüglich auch auf das Literaturverzeichnis im Anhang dieses Buches verwiesen.) Der Autor weiß ja, woher sie kommen und worauf er sich einlässt. Doch „welcher Mensch von Intelligenz und Selbstachtung will schon ständig als Geist durchs Land wabern“ (von Trotha)? Ein Leben als Dauergeist, der immer nur im Verborgenen bleibt, kann kein anständiger Narziss auf Dauer, ein ganzes (Berufs-)Leben lang, ertragen.


Zwar relativiert sich diese Selbstliebe durchaus mit der Höhe des Gehalts. Doch auch damit war es bei unserem langjährigen Auftraggeber, dem „das Arbeitsergebnis, das der Mitarbeiter in Erfüllung seiner Dienstverpflichtung erzielt, auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses zusteht“, nicht gut bestellt. „In der BV hat man ja nicht für Geld gearbeitet“, so Peter Reimpell, langjähriges Vorstandsmitglied der Bayerischen Vereinsbank AG, in einem Interview, das wir mit ihm am 3. Juli 2012 – lange nach dem Ausscheiden aus seinem Vorstandsamt - in seinem Arbeitszimmer (in Bayern würde man sagen in seinem Austragsstüberl) geführt haben. „In der Bayerischen Vereinsbank hat man gearbeitet, weil es eine tolle Firma war. … Die Bayerische Vereinsbank war einstmals mit der Deutschen Bank die beste deutsche Bank! Gar keine Frage. Dies ist allgemein in Deutschland so gesehen worden. Und die Bank war eine autonome Bank mit einer großen internationalen Präsenz. Und das gibt es ja heute nicht mehr. Die einst stolze bayerische Bank ist jetzt die Tochter einer italienischen Bank.“


Zu ihrer damaligen Spitzenstellung haben sicher auch die Mitarbeiter der volkswirtschaftlichen Abteilung der Bank – namentlich genannt seien ihre langjährigen Leiter, Dr. Hans Krieghoff, Dr. Peter Lang, sowie meine Kollegen Dr. Frank Düver und Jörg Wagner, beigetragen. Zu meinem


45. Geburtstag schrieben Sie: „Wir wünschen Ihnen, lieber Herr Barth, für das neue Lebensjahr viele zündende Ideen in interessanten Beiträgen, die zu schreiben und zu lesen gleichermaßen Spaß bereitet.“ Auch viele Jahre nach meinem Ausscheiden aus den Diensten meines damaligen Arbeit- und Auftraggebers hoffe ich, dass sich dieser Wunsch, in dem schon damals eine gute Portion Erwartung mitschwang, zumindest in begrenztem Umfang erfüllt hat.


Ich habe mich jedenfalls entschlossen, die in meiner rund drei Jahrzehnte währenden Tätigkeit als Redenschreiber bei einer der damals größten und angesehensten Banken Deutschlands entstandenen Vorträge der Vergessenheit - konkret: dem Schlummern in den Archiven der Bank - zu entreißen und sie einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Entschlossen, die Vortragstexte in einem Sammelband zu publizieren, habe ich mich auch deshalb, weil die Zeitspanne, in der sie entstanden sind, von einer Reihe historischer Entwicklungen in der Wirtschafts- und Bankenwelt geprägt war, die auch für nachfolgende Generationen, die sie nicht selbst miterlebt haben, aus historischer Sicht beachtenswert bleiben.


Ich erinnere in diesem Zusammenhang an




	den tiefgreifenden Strukturwandel in der Wirtschaft,


	die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit,


	die Sanierung der Staatsfinanzen,


	das mitunter schmerzhafte Zusammenwachsen im politisch und wirtschaftlich vereinten Deutschland,


	den schwierigen Transformationsprozess in den Ländern Mittel- und Osteuropas,


	das verstärkte Vordringen der Entwicklungs- und Schwellenländer auf die Weltmärkte (Stichwort: Globalisierung),


	den schwierigen Weg zur Europäischen Währungsunion mit ihren Chancen, Risiken und Herausforderungen,


	die Sicherung der inneren und äußeren Stabilität unserer Währung


	und - last not least - an die wachsende Rolle Deutschlands in Europa und in der Welt.





Viele der früheren „Werke“ lesen sich auch heute noch, wie ich meine, so frisch, dass es sich lohnt, sie auf diese Weise der Nachwelt in und außerhalb der Bank zu erhalten. Ich hoffe, Sie, lieber Leser, sehen das nach der Lektüre dieses Buches (oder von Teilen davon) genauso. Das wünscht Ihnen Ihr


Wolfgang Barth




Welt der Wirtschaft




Die wirtschaftliche Lage


- Herausforderungen und Chancen -


Vortrag anlässlich einer Kundenveranstaltung im Oktober 1995


Wir haben Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, heute zu uns gebeten,




	erstens, um die persönlichen Kontakte weiter zu vertiefen. Sie sind notwendig, weil sie das gegenseitige Verständnis erleichtern und jene Vertrauensbasis schaffen, auf die gerade das Bankgeschäft so sehr angewiesen ist. Und wir haben Sie als Gäste zu uns geladen,


	zweitens, um den Meinungsaustausch zu pflegen, um uns gegenseitig Orientierung zu geben in einer wirtschaftlich schwierigen Zeit.





Wie wir alle wissen, steht unser Land vor großen Herausforderungen. Ich erinnere an




	den tiefgreifenden Strukturwandel in unserer Wirtschaft,


	die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit,


	die Sanierung der Staatsfinanzen,


	das mitunter schmerzhafte Zusammenwachsen im politisch und wirtschaftlich vereinten Deutschland;





oder denken Sie im internationalen Zusammenhang an




	das verstärkte Vordringen der Entwicklungs- und Schwellenländer auf die Weltmärkte sowie an


	die Konkurrenz Ost- und Mitteleuropas mit gut ausgebildeten, gleichwohl billigen Arbeitskräften direkt vor unserer Haustür.





Noch ist nicht entschieden, wie wir mit diesen Herausforderungen fertig werden, ob uns die Sicherung des Produktions- und Investitionsstandorts Deutschland dauerhaft gelingt. Ich persönlich bin zuversichtlich, weil sich viel in unserer Wirtschaft schon bewegt - wenngleich natürlich auch Defizite da sind, insbesondere was den staatlichen Einfluss und Ordnungsrahmen betrifft. Ich komme darauf zurück. Im Mittelpunkt meiner Ausführungen soll aber die Frage stehen, wie wir die gegenwärtige wirtschaftliche Situation einschätzen und wie es mittelfristig - bis zum Jahre 2000 - weitergehen wird.


*


Beginnen möchte ich mit einer kurzen Standortbeschreibung: Der Aufwärtstrend der Konjunktur hat sich in diesem Jahr fortgesetzt. Allerdings hat sich die Dynamik in beiden Teilen Deutschlands im Jahresverlauf deutlich abgeschwächt; besonders stark in den neuen Bundesländern, obwohl dort die Wachstumsrate in der ersten Jahreshälfte 1995 mit knapp 7% noch immer gut dreimal so hoch lag wie im westlichen Teil unserer Republik (mit 2,2%). Die Ursache des schwachen Wachstums wird allgemein in den hohen Tarifabschlüssen und in der D-Mark-Aufwertung zu Beginn des Jahres gesehen. Beides spielt eine Rolle, ist insgesamt aber zu kurz gegriffen. Entscheidend sind vielmehr die strukturellen Belastungen des Standorts Deutschland. Daran vermag auch die Entlastung, die unsere Wirtschaft durch den kräftigen Zinsrutsch im Laufe dieses Jahres erfahren hat und der vermutlich noch etwas weitergehen wird, nichts zu ändern.


Wie tief der Schock sitzt, wird besonders deutlich am Ifo-Klimaindex, der seit November letzten Jahres gewaltig eingebrochen ist. Interessant dabei ist, dass die befragten Firmen die aktuelle Lage kaum schlechter einschätzen als im Herbst 1994. Das zeigt, dass der Aufschwung noch intakt ist. Sehr viel skeptischer sind dagegen die Geschäftserwartungen geworden. Man beurteilt die Perspektiven nicht gerade pessimistisch, aber doch sehr nüchtern. Man misstraut der Robustheit des Aufschwungs.


Das leitet über zu der Frage: Ist diese Skepsis bezüglich der Zukunft begründet? Ich denke doch, wir haben gute Chancen, dass sich die Konjunkturerholung fortsetzt. Denn




	erstens ist dieser Aufschwung noch jung an Jahren. Wir sind jetzt erst im „Jahr 2“ nach Überwindung der Rezession von 1993. Bisher hatten die Konjunkturzyklen immer länger gedauert; der letzte Aufschwung sogar neun Jahre (von 1983 bis 1991).


	zweitens leben wir gegenwärtig in einem einigermaßen gefestigten weltwirtschaftlichen Umfeld: In den USA hat die Konjunktur nach der Wachstumsabflachung im 1. Halbjahr wieder Tritt gefasst. In Westeuropa wird sich die Aufwärtsentwicklung in diesem und im nächsten Jahr mit allerdings gebremster Dynamik fortsetzen. Dazu kommen die ostasiatischen Wachstumskerne mit beinahe zweistelligen Zuwachsraten. Nur Japan tut sich (wegen der Probleme im Finanzsektor und des starken Yen) schwer, aus der Stagnation herauszukommen. Im Ergebnis hilft das unserem Export. Wir erwarten außerdem, dass der Dollar in den nächsten Monaten stärker werden wird. (Dafür sprechen die günstigen Fundamentalfaktoren der USA: Die USA gehören nach heutigem Stand zu den wenigen Ländern, die die Konvergenzkriterien von Maastricht erfüllen; auch notiert der Dollar deutlich unter seiner Kaufkraftparität.) Auch ein solcher Abbau der Überbewertung der D-Mark kommt unserem Export zugute.


	drittens: In Ostdeutschland zeigt das seit Mitte 1990 neu gebildete Anlagevermögen von 400 Milliarden D-Mark Wirkung. Hier beginnt der return on investment allmählich zu fließen, in Gestalt wettbewerbsfähiger Produkte, die am Weltmarkt Absatz finden und entsprechend das deutsche Wirtschaftswachstum steigern.





Fazit also: Die Konjunktur bleibt aufwärts gerichtet. Dennoch will ich vor allzu großen Erwartungen warnen. Weniger gut sieht es nämlich aus, was die Dynamik des Aufschwungs betrifft. Sie wird - und insofern nehme ich wieder etwas von meinem Optimismus zurück - in den nächsten Jahren eher bescheiden ausfallen, weil wichtige Impulse fehlen:




	erstens sind in Deutschland und innerhalb der gesamten Europäischen Union die nächsten Jahre bestimmt von dem harten Erfordernis einer finanzpolitischen Konsolidierung zur Einhaltung der Maastricht-Kriterien; und das heißt zunächst einmal Nachfrageausfall.


	zweitens wird es für den Rest dieses Jahrzehnts wenig an Einkommen zu verteilen geben. Eine hohe Sockelarbeitslosigkeit von 3,5 Millionen Menschen, wenig Wirtschaftswachstum und wenig Inflation sind nicht das Umfeld für eine aggressive Lohnpolitik. Das kommt zwar den Unternehmenserträgen zugute, ist auch notwendig, kostet zunächst aber Kaufkraft, das heißt es geht zu Lasten des privaten Verbrauchs.


	drittens: Deutsche Produkte sind am Weltmarkt zu teuer geworden, wegen der rekordhohen Löhne und Steuern. Ich fürchte, diese Standortschwäche wird jetzt mehr und mehr konjunkturwirksam, das heißt sie drückt das jährliche Wachstum, weil Unternehmensinvestitionen (und die mit ihnen bewirkte künftige Wertschöpfung) vom Inland ins Ausland verlagert werden.





Soweit unsere mittelfristige Perspektive. Konkret in Zahlen gefasst heißt das: Wir erwarten, dass das Wirtschaftswachstum in Westdeutschland 1996 im Jahresdurchschnitt weniger als 1,5% betragen wird, nach 2% in diesem Jahr. Einem Konjunkturimpuls über den (übrigens auch 1995 erstaunlich robusten) privaten Verbrauch aufgrund der bekannten steuerlichen Entlastungen (Freistellung des Existenzminimums, neuer Familienlastenausgleich, Wegfall des Kohlepfennigs) stehen nämlich niedrigere Wachstumsraten bei den Investitionen und den Exporten gegenüber. Wir sind diesbezüglich weniger zuversichtlich als die Forschungsinstitute in ihrem gestern vorgelegten Herbstgutachten, die im Jahresverlauf 1996 schon wieder eine Kräftigung des Aufschwungs erwarten. Wir glauben, dass die bereits erwähnten strukturellen Belastungen der deutschen Wirtschaft die Konjunktur dämpfen werden.


In Ostdeutschland wird sich die Zunahme des Bruttoinlandsprodukts (BIP), die in diesem Jahr ca. 7% betragen wird, auch im nächsten Jahr mit ähnlicher Rate fortsetzen. Damit bleiben die neuen Bundesländer die am stärksten expandierende Region Europas. Im Zuge des Aufschwungs gewinnen dort zunehmend selbsttragende Expansionskräfte an Gewicht; allerdings ist gegenwärtig noch immer ein erheblicher Teil des Wachstums transfergestützt.


Im Durchschnitt der Jahre 1996/2000 wird das reale Wirtschaftswachstum in Gesamtdeutschland magere 2 bis 2,5% p.a. betragen. Zum Vergleich: 1994 hatten wir 2,9%, in der Aufschwungsperiode 1983 bis 1991 waren es in Westdeutschland 3%.


*


Noch ein kurzer Blick auf die Branchenkonjunktur: 1996, so unsere Erwartung, wird sich das reale Wachstum in (Gesamt-)Deutschland in drei Wirtschaftsbereichen weiter abschwächen: im Verarbeitenden Gewerbe auf rund 1% (nach 3,5% in diesem Jahr), im Baugewerbe - Wachstum findet hier nur noch in Ostdeutschland statt - und im Dienstleistungssektor auf 3% (3,5%). Der Einzelhandel ist einer der wenigen Sektoren, die 1996 auf eine leichte Besserung infolge steigender Kaufkraft hoffen dürfen. Nach zweijährigem Rückgang zeichnet sich dort eine moderate Umsatzbelebung ab.


Mittelfristig wird das Verarbeitende Gewerbe etwa im gleichen Maße wie das Bruttoinlandsprodukt zunehmen:




	Die Wachstumsträger zeichnen sich aus durch ein exportorientiertes Sortiment an Investitionsgütern, durch Innovationskraft und nicht zuletzt durch die Tätigkeit auf dem Gebiet der Umwelttechnologie. (Hierzu rechnen wir vor allem die Telekommunikation, die Datentechnik, die Mess- und Regeltechnik, den Maschinenbau, den Straßenfahrzeugbau, die Chemische Industrie, die Hersteller von Kunststoffwaren, die Papiererzeugung und die Recycling-Branche.)


	Wenig Dynamik entfalten die Gebrauchsgüterbranchen sowie das Nahrungs- und Genussmittelgewerbe, Folge des nur moderat zunehmenden privaten Verbrauchs.


	Eine tendenziell rückläufige Entwicklung erwarten wir in der Stahlindustrie, der Mineralölverarbeitung, beim Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe.


	Das Baugewerbe wächst mit durchschnittlich real 2% ziemlich verhalten, der Einzelhandel mit real 1% unterdurchschnittlich. Der Trend zur Dienstleistungsgesellschaft verstärkt sich. Davon profitieren Telekommunikation, Multi-Media, PC-Anwendungen. Auch der Bereich der Abfallbeseitigung und -entsorgung dürfte kräftig expandieren.





Insgesamt ändert sich das Bild der Branchenkonjunktur also nicht wesentlich.


*


Deutschland hat schwierige Jahre vor sich. Wir wachsen langsamer als die übrigen großen Industrienationen (Japan ausgenommen) und auch langsamer als die Entwicklungs- und Schwellenländer. Das liegt - abgesehen von den kurzfristig-konjunkturellen Einflüssen - vor allem auch an den strukturellen Belastungen des Standorts Deutschland durch hohe Löhne, hohe Steuern, kurze Arbeitszeiten und eine starke Regulierungsdichte. Zukunftssicherung heißt für Deutschland heute deshalb zu allererst, den Standort modernisieren. Sicher sind wir Deutsche nicht schlechter geworden, aber unsere Konkurrenten sind in den letzten Jahren immer besser und ihre Zahl ist größer geworden. In Polen und der Tschechischen Republik betragen die Löhne nur rund ein Zehntel der deutschen. In den Staaten der GUS sogar noch weniger.


Wir sind in Deutschland daher aufgefordert, unsere eigene Wettbewerbsposition entschlossen zu verbessern. Unser Land befindet sich diesbezüglich in einer ähnlichen Situation wie zu Beginn der 1950er Jahre. Damals ging es um den Aufbau der ehemaligen Bundesrepublik und um das Ziel „Wohlstand für alle“ (Ludwig Erhard) zu erreichen. Jetzt ist es an der Zeit, das wiedervereinigte Deutschland für die Zukunft fit zu machen und angesichts von 3,5 Millionen beschäftigungslosen Menschen „Arbeit für alle“ zu schaffen. Dieser Verantwortung, die über die gesellschaftliche Stabilität unseres Landes entscheiden wird, kann und darf sich niemand entziehen. Alle Ebenen unserer Gesellschaft sind gefordert. Was ist also zu tun?




	Der Staat muss an der Haushaltskonsolidierung, und das vor allem auf der Ausgabenseite, eisern festhalten, das heißt der Anteil der Staatsausgaben am Sozialprodukt (von gegenwärtig über 50%) muss nachhaltig zurückgeführt, der Sozialstaat auf das Machbare beschränkt werden. Denn nur so wird Raum für die notwendige Abgabenentlastung, und zwar von Steuern (Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer, mittelstandsfreundliche Entlastung bei der Gewerbeertragssteuer, Abbau des Solidaritätszuschlags) und Sozialabgaben geschaffen. Nicht für jedes Missgeschick und jeden Einkommensverlust ist der Staat zuständig; vieles, jedenfalls viel mehr als heute, muss der Verantwortung jener überlassen bleiben, die direkt betroffen sind. Die staatliche Verwaltung muss effizienter, der privaten Initiative, Leistungsbereitschaft und Kreativität wieder mehr Spielraum eröffnet werden. Die Deregulierungsoffensive muss fortgesetzt und Privatisierung in Deutschland weiter vorangebracht werden.


	Die Gewerkschaften müssen sich freimachen von ihrer Verteilungs- und Besitzstands-Illusion. In einer offenen Welt kann man im Grundsatz nur das erhalten, was man selbst erarbeitet, darf man also keine Besitzstände betonieren. Wir brauchen eine stärkere Lohnspreizung nach Regionen, Branchen und Qualifikationen. Wir brauchen flexible Modelle der Lohnfindung mit einer niedrig anzusetzenden Pauschalkomponente plus einer an der Ertragsstärke des einzelnen Unternehmens orientierten Individualkomponente, damit auch Grenzbetriebe überleben können. Ferner müssen noch manche beschäftigungshemmenden Regulierungen abgebaut werden. Beim Arbeitseinsatz und bei der Arbeitssuche ist eine höhere Flexibilität notwendig, wenn die hohe Arbeitslosigkeit abgebaut werden soll.


	Die Unternehmen sind nicht minder gefordert, obwohl sie schon eine ganze Menge an Restrukturierung geschafft haben. Die Wirtschaft hat aufgeblähte Hierarchiestufen reduziert, optimale Betriebsgrößen geschaffen und die Produktionsabläufe verbessert, um damit vor allem die Produktivität zu erhöhen, die Kosten zu reduzieren und so die Aufwandsrentabilität zu steigern.





Aber sie darf hier nicht auf halbem Weg stehen bleiben. Wer „schlankes Wirtschaften“ nur als Kostensenkung begreift und darüber versäumt, neue Tätigkeitsfelder zu entwickeln, Kundenbedürfnisse besser zu befriedigen und bessere, neue Produkte sowie Dienstleistungen auf die Märkte zu bringen, der macht einen Fehler. Mit Kostensenkungen allein hat noch niemand überlebt. Neue Produkte und Verfahrensinnovationen sind die Quelle und Voraussetzung des wirtschaftlichen Erfolgs, ja des wirtschaftlichen Überlebens. Nur auf ihnen lässt sich über Investitionen neue Nachfrage aufbauen, lassen sich Arbeitsplätze erhalten und neue schaffen.


Niemand wird verkennen, dass dieser ganz gewiss nicht einfache Prozess der Umorientierung, der den Verzicht auf viele eingefahrene, bequeme Verhaltensweisen und Strukturen erfordert, inzwischen auf allen Ebenen unserer Gesellschaft in Gang gekommen ist. Deutschland hat Erfolge bei der Standortsicherung aufzuweisen:




	Durch die Unternehmen ist ein heilsamer Ruck gegangen, ich deutete es eben schon an. Kostensenkung und Produktivitätssteigerung hatten zum Teil auch unpopuläre Maßnahmen zur Voraussetzung, die viel Einsicht der Arbeitnehmer und Mithilfe der Betriebsräte erforderten.


	
Auch die Gewerkschaften selbst ziehen allmählich mit und verschließen sich nicht mehr der simplen Erkenntnis, dass die Lohnkosten über die Beschäftigung entscheiden. Mit den Ansätzen zu mehr Flexibilität in den jüngsten Tarifrunden wurde die Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft verbessert.


	Selbst beim Staat ist Bewegung in verkrustete Strukturen gekommen. Denken Sie an die Privatisierung öffentlicher Unternehmen, den in Ansätzen erkennbaren Umbau der öffentlichen Verwaltung in moderne Dienstleistungsunternehmen und die Durchforstung des staatlichen Regulierungsdickichts.





Auch gesamtwirtschaftlich wurde manches auf den Weg gebracht. Ich erinnere




	an die Modernisierung der ostdeutschen Wirtschaft, die weit vorangekommen ist,


	die gewaltigen West-Ost-Transfers in Höhe von bisher (brutto und einschließlich 1995) knapp einer Billion D-Mark, die zu einem großen Teil der Steuerzahler aufgebracht hat, und


	an die Sicherung der inneren und äußeren Stabilität unserer Währung, die trotz dieses Gewaltakts gelungen ist.





Diese Ergebnisse sind nicht schlecht, falsch sind häufig noch unsere Präferenzen. Viele präferieren den Konsum gegenüber den Investitionen, die Ansprüche auf Besitzstandswahrung gegenüber den Erfordernissen des internationalen Wettbewerbs, die Gegenwart gegenüber der Zukunft. Gesamtwirtschaftlich besonders kritisch ist




	der Einbruch der Unternehmensinvestitionen nach 1991 um real 17% (in Gesamtdeutschland und trotz Aufbau Ost);


	die Verlagerung von Investitionen ins Ausland, wobei die Arbeitsplätze gleich mit exportiert werden. In den letzten zehn Jahren hat der Zufluss an Investitionskapital nach Deutschland 38 Milliarden D-Mark betragen. Das ist weniger als deutsche Unternehmen allein 1995 im Ausland investieren;


	die Zunahme des privaten Verbrauchs nicht aufgrund einer kräftigen Einkommensentwicklung, sondern zu Lasten der Daseinsvorsorge in Form der Ersparnisbildung.





Uns ist klar, dass wir weniger Steuern, weniger Regulierungen und mehr Markt brauchen, wenn wir diese Entwicklung umdrehen wollen. Unserer Gesellschaft ist aber noch nicht klar, dass man hier nicht kleckern, sondern klotzen muss, dass ein bisschen drehen an der einen oder anderen Schraube nicht hilft! Es muss endlich begriffen werden, dass die Wertschöpfungsketten nicht mehr national, sondern global geknüpft werden. Davon kann sich kein Unternehmen, keine Wirtschaftsregion ausklammern, denn das ist der Kern des internationalen Standortwettbewerbs.


Wir dürfen deshalb jetzt nicht zur Tagesordnung übergehen. Wir müssen die getroffenen Weichenstellungen in Richtung Revitalisierung unserer Wirtschaft beibehalten. Unser Ziel muss sein, unsere Wirtschaft wieder an die Spitze in der Welt heranzuführen. Nur dann wird die hochgradig vom Export abhängige deutsche Wirtschaft gegenüber der amerikanischen und japanischen Konkurrenz Positionen am Weltmarkt zurückgewinnen. Nur dann wird Deutschland auch am Beginn des nächsten Jahrhunderts ein Standort mit starker Wachstumsdynamik sein.




Deutschlands Rolle in Europa


Vortrag anlässlich einer Tagung der FCIB-Corporation1 in München im September 1995


Als Banker und Partner Ihrer verantwortungsvollen Arbeit freue ich mich, Ihnen meine Überlegungen zur politischen und wirtschaftlichen Rolle Deutschlands im neuen Europa darzulegen. Wie weit dieses Europa - fünf Jahre nach dem Fall des Eisernen Vorhangs - von seiner Vollendung entfernt und wie sehr es noch unterwegs ist, erleben wir täglich aufs Neue. Denken Sie nur




	an den schwierigen Transformationsprozess in den Ländern Mittel- und Osteuropas, die auf dem Weg von der Diktatur zur Demokratie und von der Plan- zur Marktwirtschaft sind;


	an die schrecklichen ethnischen Zerwürfnisse im ehemaligen Jugoslawien, die zum Symbol des wiederauflebenden Nationalismus in vielen Ländern der Welt geworden sind;


	an den oft mühsamen Interessenausgleich zwischen den Partnern in der Europäischen Union;


	und - last not least - an das mitunter schmerzhafte Zusammenwachsen im politisch und wirtschaftlich vereinten Deutschland.





Die Dynamik und die Entwicklungsrichtung dieses Prozesses lassen sich noch keineswegs in allen ihren Ausprägungen bestimmen. Wir wissen nur eines ganz genau: Kein Land ist von dieser Umgestaltung Europas mehr betroffen als Deutschland. Die Bundesrepublik wurde aus ihrer Randlage befreit und ist sowohl geographisch als auch wirtschaftlich ins Zentrum eines künftig eng kooperierenden Kontinents gerückt. Dies ist eine besondere Chance für unser Land. Es bedeutet andererseits aber auch eine besondere Herausforderung. So positiv die Wiedervereinigung ist, das größere Deutschland weckt auch Argwohn, der tief sitzt und noch nicht ausgeräumt ist. Wir Deutsche selbst fühlen uns unsicher und auf die neue Situation schlecht vorbereitet.


Deutschland muss seinen Platz bestimmen in einer völlig veränderten Welt. Für mich sind dabei zunächst zwei Überlegungen entscheidend:




	Deutschland darf nicht abseits stehen, wenn es um Frieden und Freiheit in der Welt und in Europa geht. Wir müssen an der Seite unserer Partner Verantwortung übernehmen - bei Aktionen der Vereinten Nationen oder der NATO -, so schwer das der deutschen Gesellschaft nach Jahrzehnten der wohl bedachten Abstinenz auch fällt.


	Einen deutschen Sonderweg in Europa und der Welt darf es nicht geben. Unsere Sicherheit und unsere außenpolitische Handlungsfähigkeit beruhen darauf, dass wir ein verlässlicher Partner und zuverlässiger Verbündeter sind.





Konkret leiten sich für mich daraus drei Schwerpunkte in der Außenpolitik ab:


1. Wegen unserer geographischen Lage, unseres wirtschaftlichen Potentials, vielleicht auch angesichts unseres wiedergewonnenen politischen Gewichts haben wir besondere Verantwortung für das zusammenwachsende Europa. Wir haben aber auch ein besonderes Interesse. Bedenken Sie: Kein anderes Land in Europa hat mehr Nachbarn als Deutschland. Deshalb brauchen und wollen wir die politische Einigung Europas, und ich denke auch: wir brauchen sie bald.


Die gegenwärtige Politikergeneration in Westeuropa, namentlich in Deutschland, müht sich redlich, damit die Vergangenheit nicht wieder aufersteht. Sie will die Nationalstaaten in Europa einbinden, die europäische Integration unumkehrbar machen. Denn sie weiß noch aus eigener leidvoller Erfahrung, was Intoleranz und Diktatur anzurichten vermögen. Wie aber steht es damit in der jungen Generation, die keine diesbezüglichen Erfahrungen hat und der - wie überall in der Welt - nicht mehr viel an Geschichte liegt? Wird sie mit gleicher Entschlossenheit den Weg der Integration weitergehen?


Viel steht auf dem Spiel. Wir brauchen die Einigung Europas, um die bösen Geister der Vergangenheit für immer abzuwehren. Wir brauchen Europa aber auch zur Gestaltung einer erfolgreichen Zukunft. Mit den engen nationalstaatlichen Strukturen können wir uns im weltweiten Wettbewerb nicht behaupten. Nur gemeinsam werden wir der Probleme Herr, die Migration, Arbeitslosigkeit und Umweltzerstörung, aber auch die großen außen- und sicherheitspolitischen Herausforderungen schaffen. Nur gemeinsam werden wir Anschluss an die technologische Entwicklung halten.


Wir Deutschen verdanken der Europäischen Gemeinschaft auf wirtschaftlichem Gebiet ein nie dagewesenes Maß an Wohlstand. Knapp zwei Drittel unserer Exporte gehen heute in den Europäischen Wirtschaftsraum, 1957 - vor Inkrafttreten der Römischen Verträge - waren es erst 40 Prozent. Millionen von Arbeitsplätzen hängen vom Export in die Europäische Union ab. Deutschland war deshalb aus gutem Grund von Anfang an eine treibende Kraft im europäischen Einigungsprozess.


Wir wollen allerdings nicht irgendein Europa. Wir wollen das Europa der Bürger, das föderale Europa. Auf europäischer Ebene soll nur das entschieden werden, was dort auch wirklich entschieden werden muss. Wir wollen ein Europa, das die kulturelle Vielfalt bewahrt. Wir wollen ein Europa, das mit kräftigen Schritten vorangeht. Dazu gehört auch eine gemeinsame europäische Währung.


2. Europa ist für Deutschland mehr als Westeuropa. Die mittel- und osteuropäischen Staaten gehören genauso dazu. Wir alle haben dieselben kulturellen Wurzeln und eine gemeinsame Geschichte. Es ist deshalb nur logisch, dass diese Länder Mitglieder der EU und der NATO werden. Wenn wir nämlich nicht bereit sind, unsere Stabilität zu exportieren, kommen die Probleme des Ostens zu uns. Deutschland ist mit der Vereinigung nicht an den Osten herangerückt, sondern umgekehrt. Nicht wir wollen nach Osten abdriften; Ungarn, Polen und die anderen Opfer des kommunistischen Systems wollen zur Familie der freien westlichen Demokratien gehören.


Natürlich bringt das für uns auch Lasten. Mit den finanziellen Leistungen für die Reformstaaten stehen wir Deutsche mit weitem Abstand an der Spitze der westlichen Geberländer. Wir müssen außerdem unsere Märkte für die Waren dieser Länder weit öffnen. Wenn wir ihnen jetzt nicht die Chance geben, sich selbst zu helfen, dann werden die Konsequenzen auch für uns schwerwiegend und teuer sein. Die Bundesrepublik wird deshalb eine Vorreiterrolle bei dem Versuch spielen, Osteuropa an den Westen heranzuführen.


3. Deutschland und die Europäische Union bleiben - auch nach Ende des kalten Krieges und dem Zusammenbruch der Sowjetunion - fest in den transatlantischen Beziehungen verankert. Die Integration in Europa, die auf der anderen Seite des Atlantiks den Zusammenschluss zur NAFTA beflügelt und die pazifische Kooperation der APEC inspiriert hat, darf nicht dazu führen, dass sich die transatlantische Zusammenarbeit lockert und die global kooperierende Weltwirtschaft in geschlossene Festungen zerfällt. Wir müssen deshalb die euro-atlantischen Beziehungen pflegen und lebendig halten.


Umgekehrt erwarten wir Europäer, dass sich auch Amerika nicht abkapselt. Amerika braucht den Partner für seinen globalen Auftrag. Es braucht vor allem den Partner mit den gemeinsamen Grundwerten einer globalen Welt: Uns eint die Achtung der Menschenrechte, das freie Unternehmertum, die Demokratie. In diesem Zusammenhang finde ich die Idee eines „Transatlantischen Wirtschaftsraums“, um dem Handelsaustausch und der Investitionstätigkeit neue Impulse zu geben, faszinierend. Mit 750 Millionen Menschen und einem Sozialprodukt von 20 Billionen D-Mark wäre er der größte der Welt.


*


Zu einem wirtschaftlich (und politisch) geeinten Europa gehört auch eine gemeinsame Währung. Erst dann wird Europa über einen großen, homogenen Binnenmarkt verfügen, vergleichbar dem Markt der USA und Japans. Die Europäische Währungsunion (EWU), wie sie in Maastricht im Dezember 1991 beschlossen wurde, ist deshalb eine konsequente Weiterentwicklung: in ihr sollen die Wechselkurse unwiderruflich fixiert und letztlich die nationalen Währungen durch eine gemeinsame europäische Währung ersetzt werden. Auch die Geldpolitik wird dann vergemeinschaftet, das heißt nicht mehr von den nationalen Notenbanken, sondern von der neuen Europäischen Zentralbank (EZB) betrieben werden.


Natürlich muss das eine Stabilitätsunion sein. Die unter starkem deutschem Einfluss im Maastricht-Vertrag aufgenommenen institutionellen Vorkehrungen - Unabhängigkeit des Europäischen Zentralbanksystems, Priorität der Preisstabilität und Verbot der direkten Staatsfinanzierung durch die Notenbank - sind dafür ein gutes Fundament. Die Eintrittsbedingungen in die Endstufe, die sogenannten Konvergenzkriterien, müssen wir genauso ernst nehmen. Sie dürfen nachträglich nicht wieder aufgeweicht werden.


Auch darf die Erfüllung der Kriterien nicht nur als Preis für den Eintritt verstanden werden. Vielmehr ist ihre Einhaltung auf Dauer unerlässlich. Es sollte deshalb - wie von der Bundesregierung kürzlich gefordert - in einer ergänzenden Vereinbarung zum Maastrichter Vertrag sichergestellt werden, dass ein Land, das die Stabilitätskriterien bei Eintritt noch erfüllt hat, anschließend nicht in eine undisziplinierte, die Stabilität der gesamten Währungsunion gefährdende Wirtschaftspolitik verfällt. Wir brauchen außerdem noch die Übereinstimmung darüber, welche Rolle dem Staat im Wirtschaftsgeschehen zukommen soll, wie die Verantwortung der Tarifpartner zu verankern ist, welchen Stellenwert Wettbewerbs- und Strukturpolitik haben sollen.


Zu einem solchen ordnungspolitischen Konsens sind sicher nicht alle EWS-Länder gleichzeitig fähig. Ich plädiere deshalb seit langem für ein Europa der mehreren Geschwindigkeiten - oder besser: Integrationsstufen - so wie das ja auch im Vertrag von Maastricht angelegt ist. Wenn die Währungsunion zunächst nur mit drei oder vier stabilitätsbewussten und zur Stabilität fähigen Ländern startet, so ist das bestimmt kein Beinbruch. Aber natürlich darf daraus kein geschlossener Club werden, der andere ausschließt. Wer sich später qualifiziert, muss dann Zugang haben.


Auch ist bis zum Start der Endstufe noch eine Menge harte Sacharbeit zu leisten: Das geldpolitische Instrumentarium der künftigen Europäischen Zentralbank muss erarbeitet und das Umstellungsverfahren festgelegt werden. Die Banken müssen sich einstellen auf eine neue Denominierung von Anleihen und Krediten, möglicherweise auf die Bewältigung einer zwischenzeitlich gültigen Parallelwährung im Zahlungsverkehr, sie müssen sich vorbereiten in der Konditionengestaltung und im Rechnungswesen.


Und vergessen wir das wichtigste nicht: Das Vertrauen der internationalen Finanz- und Anlagemärkte in die künftige Stabilität der Europawährung muss gewonnen, die notwendige Akzeptanz in der Bevölkerung hergestellt werden. Ein Bankerwort lautet: Märkte haben ein langes Gedächtnis! Ist Vertrauen erst einmal zerstört, dauert es lange, bis es wieder aufgebaut ist. Auch deshalb darf es ein Aufweichen der Konvergenzkriterien durch die Politiker nicht geben. Kapitalanleger reagieren erfahrungsgemäß sehr schnell (mit einem Rückgang der Ersparnis, einer Flucht in die Sachwerte, mit Kapitaltransfer ins Ausland), wenn eine Gefährdung der Stabilität befürchtet wird.


Darüber hinaus braucht eine funktionierende Währungsunion zwar keine voll ausgebaute politische Union, wohl aber eine breiter fundierte politisch-institutionelle Zusammenarbeit. Die Regierungskonferenz Maastricht II, die im nächsten Jahr stattfindet, muss dafür die Voraussetzungen schaffen. Schon die historische Erfahrung lehrt, dass eine gemeinsame Währung ohne einen gemeinsamen politischen Rahmen auf Dauer nicht denkbar ist.


Ich bitte Sie, mich bei alledem nicht misszuverstehen. Wir Deutsche wollen den Prozess der monetären Integration innerhalb Europas nicht bremsen, wie das gelegentlich zu hören ist. Dieses harte Ringen um die beste Lösung hat auch nichts mit Starrsinn und Unbeweglichkeit zu tun. Aber ich meine, wir Deutsche können für uns drei Erfahrungen in Anspruch nehmen:




	Erstens, dass eine institutionell gut abgesicherte und auch konsequent praktizierte Stabilitätspolitik sich auszahlt. Sie war die Grundlage für die wirtschaftlichen Erfolge der Bundesrepublik in der Nachkriegszeit. Die stabile D-Mark mauserte sich vom Besatzungskind zum Weltstar. Auch die Europäische Währung hat diese Chance, wenn sie eingebettet ist in einer klaren europäischen Ordnungspolitik.


	Zweitens hatten wir in diesem Jahrhundert zwei Hyperinflationen zu erdulden. Wir kennen also auch sehr genau die schrecklichen Folgen eines Geldwesens, das nicht mehr intakt ist. Auch das macht uns sensibel.


	Drittens haben wir die Erfahrung der deutsch-deutschen Vereinigung, die im Zeitraum 1991 bis 1995 zu Transferzahlungen von netto 650 Milliarden D-Mark von West- nach Ostdeutschland geführt hat. Wenn es zu einem Zusammenschluss von Ländern mit unterschiedlicher Wirtschaftskraft kommt, würden sich leistungsstarke Länder (wie Deutschland) sehr schnell Forderungen nach Transferzahlungen in strukturschwache Länder ausgesetzt sehen, die finanziell untragbar wären. Schwache Partner wären in ihrer Anpassungsfähigkeit überfordert und müssten möglicherweise sogar wieder aus dem Verbund ausscheiden, mit allen negativen Folgen, die das für die europäische Integration hätte.





Wir dürfen deshalb auch nicht ungeduldig werden. Europa muss organisch wachsen, wenn es eine solide Basis haben will. Ein Scheitern der Währungsunion können wir uns auf keinen Fall leisten, wenn wir in Europa nicht in Kleinstaaterei zurückfallen wollen.


*


Die institutionellen Voraussetzungen zur Schaffung des gemeinsamen Europa sind das eine; genauso wichtig ist aber, dass alle - Unternehmen, Notenbanken und Staat - im Tagesgeschäft ihre Hausaufgaben machen, damit Europa im härter werdenden internationalen Wettbewerb besteht.


Zukunftssicherung heißt für Deutschland heute zuallererst, den Standort modernisieren. Sicher sind wir Deutsche nicht schlechter geworden, aber unsere Konkurrenten sind in den letzten Jahren immer besser und ihre Zahl ist größer geworden. Zusätzlich zu den expandierenden Volkswirtschaften im ostasiatisch-pazifischen Raum haben wir jetzt eine fleißige und hochmotivierte Konkurrenz direkt vor der Haustür. In Ländern wie Polen, der Tschechischen Republik oder Ungarn wird zu einem Bruchteil unserer Kosten produziert. Durch enorme Wandlungsprozesse in Richtung Demokratie und marktwirtschaftliche Ordnung in diesen Ländern wird der internationale Wettbewerb um Arbeitsplätze und Investoren immer schärfer.


Wir sind in Deutschland daher aufgefordert, unsere eigene Wettbewerbsposition entschlossen zu verbessern. In unserem Land ist diesbezüglich noch viel zu tun. Neben den Tarifpartnern steht vor allem die Politik in der Verantwortung, denn sie setzt wichtige Rahmenbedingungen für private Initiative, Leistungsbereitschaft und Kreativität. So muss zum Beispiel die Deregulierungsoffensive fortgesetzt und die Privatisierung vorangebracht werden. Der Staat muss schlanker gemacht, Bürokratie abgebaut und die Steuerbelastung gesenkt werden. Das heißt auch, den Anteil der Staatsausgaben am Sozialprodukt (von gegenwärtig über 50%) zurückzuführen. Denn eine Abgabensenkung, die nur zu höheren Defiziten führen würde, wäre alles andere als eine positive Lösung. Schon einmal - zwischen 1982 und 1989 - wurde die Staatsquote von über 50% auf knapp 46% gesenkt. Das muss auch in den nächsten Jahren wieder gelingen.


Ferner müssen die Arbeitskosten einschließlich der in Deutschland besonders hohen Lohnzusatzkosten verringert werden. Und es müssen noch manche beschäftigungshemmenden Regulierungen abgebaut werden. Beim Arbeitseinsatz und bei der Arbeitssuche ist eine höhere Flexibilität notwendig, wenn die hohe Arbeitslosigkeit abgebaut werden soll.


Gottlob gibt es Anzeichen dafür, dass dieser ganz gewiss nicht einfache Prozess der Umorientierung, der den Verzicht auf viele eingefahrene, bequeme Verhaltensweisen und Strukturen erfordert, inzwischen auf allen Ebenen unserer Gesellschaft in Gang gekommen ist:




	Viele Unternehmen haben in den letzten Jahren ihre Betriebe neu strukturiert. Die Kosten wurden zum Teil erheblich reduziert; dabei mussten auch Mitarbeiter entlassen werden.


	Auch die Gewerkschaften ziehen allmählich mit und verschließen sich nicht mehr der simplen Erkenntnis, dass die Lohnkosten über die Beschäftigung entscheiden. Durch eine flexiblere Tarifpolitik, die mehr Freiraum für betriebsspezifische Erfordernisse lässt, wurde die Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft verbessert.


	Selbst der Staat hat einen Beitrag zur Fokussierung der Kräfte geleistet. Die Gebietskörperschaften haben einen ersten Einstieg in die Verminderung des strukturellen Defizits geschafft. Sie machen Ernst mit der Privatisierung öffentlicher Betriebe und der Auslagerung öffentlicher Ausgaben; sogar unsere Beamten arbeiten teilweise wieder länger.


	Flankenschutz leistet die Deutsche Bundesbank mit einer klugen Geldpolitik. Ihr ist es gelungen, die Leitzinsen auf das niedrigste Niveau seit Anfang 1989 zu schleusen und gleichzeitig noch die Inflationsrate nach unten zu drücken. Das Stabilitätsumfeld, das auch in den nächsten Monaten mit einer Inflationsrate von unter 2% günstig bleibt, die ausgesprochen schwache Geldmengenentwicklung und die geringe konjunkturelle Dynamik sprechen dafür, dass die Bundesbank den Zinsabbau mit einer weiteren Rückführung der Reposätze und vielleicht auch mit einer letzten Leitzinssenkung fortsetzen kann.





Auch am Kapitalmarkt dürfte der Trend sinkender Zinsen zunächst noch intakt bleiben, aber 1996 doch mehr und mehr auslaufen. Hier sehen wir den Tiefpunkt bei 10-jährigen öffentlichen Anleihen bei 6,4% oder etwas darunter, das heißt die Kapitalmarktrenditen werden weniger stark zurückgehen als die Renditen am Geldmarkt.


Nach dem relativ kräftigen Zinsanstieg im vergangenen Jahr und den wechselkursbedingten Konjunkturrisiken in diesem Jahr sind niedrigere Zinsen für Deutschland eine wichtige konjunkturelle Entlastung. Ich bin deshalb zuversichtlich, dass sich der Aufwärtstrend der Konjunktur in diesem Jahr fortsetzen wird, allerdings - wegen der D-Mark-Aufwertung im Frühjahr, der überzogenen Lohnrunde und der Schwäche der amerikanischen Konjunktur - mit nur schwacher Dynamik. 1996 erwarten wir eine Zunahme des gesamtdeutschen Bruttoinlandsprodukts (BIP) von real 2%, nach 2,5% in diesem Jahr. Dabei wird Ostdeutschland mit ca. 9% Wachstum die am stärksten expandierende Region Europas bleiben. Im Zuge des Aufschwungs gewinnen dort zunehmend selbsttragende Expansionskräfte an Gewicht.


Gewiss gestaltet sich der Prozess des Zusammenwachsens Deutschlands nach 45 Jahren der Teilung schwieriger, als wir das ursprünglich hofften. Aber es ist für mich gar keine Frage, dass der Aufbau Ost letztlich gelingen wird. Diese Zuversicht stützt sich auf ganz konkrete wirtschaftliche Daten, wie das kräftige - freilich noch immer zu einem erheblichen Teil transfergestützte - Wirtschaftswachstum, die hohe Investitionsdynamik sowie das Engagement der vielen Unternehmen aus dem Westen Deutschlands und dem westlichen Ausland, vor allem aber auf einen breiten politischen Konsens bei uns. Kein Politiker und keine Partei könnten sich auf Dauer mit einer Wohlstandsgrenze im Herzen Deutschlands abfinden, mit Verhältnissen in den neuen Bundesländern wie im italienischen Mezzogiorno. Das wird nicht eintreten. Im Gegenteil, Ostdeutschland wird zur Jahrtausendwende einer der modernsten Wirtschaftsstandorte weltweit sein, mit völlig neuem Produktionsapparat, einer modernen Infrastruktur, mit hochmotivierten und qualifizierten Menschen. 400 Milliarden D-Mark sind dort inzwischen in den Aufbau eines hochmodernen Kapitalstocks investiert worden.


Lassen Sie mich abschließend einen Blick auf die mittelfristige Entwicklung im vereinten Deutschland werfen. Ich denke, wir haben gute Chancen, dass sich der Aufschwung fortsetzt:




	Erstens ist dieser Aufschwung noch jung an Jahren. Wir sind jetzt erst im „Jahr zwei“ nach Überwindung der Rezession von 1993. Bisher hatten die Konjunkturzyklen immer länger gedauert; der letzte Aufschwung sogar neun Jahre (von 1983 bis 1991).


	Zweitens leben wir gegenwärtig in einem einigermaßen gefestigten weltwirtschaftlichen Umfeld. Das hilft unserem Export.


	Drittens hat die D-Mark - nach ihrem Höhenflug im Frühjahr - wieder zu einer realistischeren Bewertung an den Devisenmärkten zurückgefunden. Auch das kommt unserem Export zugute.


	Viertens: In Ostdeutschland beginnt der return on investment allmählich zu fließen, in Gestalt wettbewerbsfähiger Produkte, die am Weltmarkt Absatz finden und entsprechend das deutsche Wirtschaftswachstum steigern.





Weniger gut sieht es dagegen aus, was die Dynamik des Aufschwungs betrifft. Sie wird in den nächsten Jahren eher bescheiden ausfallen, weil binnenwirtschaftliche Impulse fehlen:




	Erstens sind die nächsten Jahre überzogen von dem harten Erfordernis einer finanzpolitischen Konsolidierung; und das heißt zunächst einmal Nachfrageausfall.


	Zweitens wird es für den Rest dieses Jahrzehnts wenig an Einkommen zu verteilen geben. Eine hohe Sockelarbeitslosigkeit von 3,5 Millionen Menschen, wenig Wirtschaftswachstum und wenig Inflation sind nicht das Umfeld für eine aggressive Lohnpolitik. Das kommt zwar den Unternehmenserträgen zugute, ist auch notwendig, kostet zunächst aber Kaufkraft, das heißt es geht zu Lasten des privaten Verbrauchs.


	Drittens werden wir den Tiefpunkt bei den Zinsen wohl spätestens 1996 erreichen. Dann wird Maastricht allmählich seine Schatten vorauswerfen und die Zinssätze in Deutschland nach oben in Bewegung setzen.





Deutschland hat schwierige Jahre vor sich, zumal die Ansprüche hoch hängen. Denn Ziel muss es sein, unsere Wirtschaft wieder an die Spitze in der Welt heranzuführen. Nur so schaffen wir die Basis zur Bewältigung des Kraftakts, den uns die Vollendung der inneren Einheit Deutschlands und die Einigung Europas noch abverlangen werden. Thomas Mann hatte sicher Recht, als er schon 1953 visionär unsere Mission umrissen hat, denn er sah „ein Deutschland als selbstbewusst dienendes Glied eines in Selbstbewusstsein geeinten Europas“.





1 Die (1919 gegründete) Finance, Credit & International Business Association (FCIB) ist ein internationaler Verband von Führungskräften im Finanz-, Kredit und Auslandsgeschäft. Hier treffen sich Persönlichkeiten, die die Finanzstrategien ihrer Unternehmen für die Zukunft entwickeln und umsetzen. Die Muttergesellschaft der FCIB, NACM (National Association of Credit Management), ist eine gemeinnützige Organisation, die fast 16.000 Unternehmen in den USA vertritt.




Die aktuelle wirtschaftliche Lage im vereinten Deutschland


Vortrag anlässlich des 32. deutschlandpolitischen Seminars der Gesellschaft für die Einheit Deutschlands im Mai 1995


Der Bitte, auf dem 32. deutschlandpolitischen Seminar der Gesellschaft für die Einheit Deutschlands zur „aktuellen wirtschaftlichen Lage im vereinten Deutschland“ zu sprechen, bin ich gerne gefolgt: Getreu Ihrem Gesellschaftsauftrag will ich meinen Teil dazu beitragen, „durch ein Angebot von Information und Dialog die innere Einheit Deutschlands zu fördern bis alle Mauern überwunden sein werden“. Dabei spreche ich zu Ihnen nicht als jemand, der alles besser weiß, sondern der Anteil nimmt an der Entwicklung in den neuen Ländern, als jemand, dessen Unternehmen den Aufbau Ost engagiert begleitet. Jedes Mal, wenn ich in die neuen Bundesländer reise, stehe ich mit Bewunderung und Hochachtung vor der ungeheuren Aufbauleistung, die hier von den Menschen vollbracht wurde. Bitte haben Sie jedoch Verständnis, wenn ich die beiden Teile unseres Landes einer getrennten Betrachtung unterziehe. Damit sollen nicht alte Gräben aufgerissen werden. Es macht ganz einfach ökonomisch Sinn. Noch sind die beiden Teile Deutschlands in wirtschaftlicher Hinsicht zu unterschiedlich, als dass man sie einer vereinheitlichten Analyse unterwerfen könnte.


I.


Beginnen will ich mit einer kurzen Standortbeschreibung, der Konjunkturentwicklung in Deutschland-West. Sie war bislang eindeutig aufwärtsgerichtet. Darauf deuten die wichtigsten Indikatoren hin: etwa die Kapazitätsauslastung, die im ersten Quartal 1995 weiter gestiegen ist, nun schon zum sechsten Mal in Folge, und die inzwischen mit über 85% über dem langjährigen Durchschnitt liegt. Oder nehmen Sie die Lagebeurteilung durch die Unternehmen selbst, die in den letzten zwei Jahren sehr viel zuversichtlicher geworden ist.


Hier zeigte sich zuletzt allerdings eine leichte Klimaeintrübung. Und das kommt auch nicht von ungefähr. Denn seit Anfang dieses Jahres haben sich drei Daten entscheidend geändert:




	wurde die D-Mark unerwartet massiv (um durchschnittlich rund 5%) aufgewertet;


	gingen die Lohnerhöhungen mit etwa 4% deutlich über das erwartete stabilitäts- wie beschäftigungspolitisch vertretbare Maß hinaus; und


	sind die Zinsen sowohl im kurz- wie im langfristigen Bereich - auch dies überraschend - um rund 0,7 Prozentpunkte gegenüber dem Jahresende gesunken.





Ein solches Wechselbad gesamtwirtschaftlicher Schocks in so kurzer Zeit hat es schon lange nicht mehr gegeben. Was bedeutet es für die weitere Entwicklung?


Für die Konjunktur überwiegen die negativen Effekte. Das Wachstum wird durch die D-Mark-Aufwertung und die höheren Lohnkosten in die Zange genommen. Die niedrigeren Zinsen sind da kaum ein Trost. Man kann allenfalls darüber diskutieren, ob die dämpfenden Effekte schon 1995 oder erst 1996 eintreten werden. Wir meinen, dass die Konjunktur von 1995 schon weitgehend „in den Büchern“ ist. Wir sind bezüglich 1995 sogar noch eine Nuance optimistischer als die Wirtschaftsforschungsinstitute in ihrem Frühjahrsgutachten und erwarten eine Beschleunigung des Wachstums von 2,3% auf 2,75% in Deutschland-West und von 2,9% auf 3,25% in Gesamtdeutschland.


Anders stellen sich die Dinge dar, wenn man über den Tellerrand dieses Jahres hinausblickt und die Jahre 1996/97 mit in die Betrachtung einbezieht. Hier sollten wir auf eine Wachstumsverlangsamung, eine Konjunkturdelle vorbereitet sein, die im Verlauf von 1996 einsetzen und möglicherweise noch ins Jahr 1997 hineinwirken könnte. Wie tief sie reicht, ob sie rezessive Züge annehmen wird, ist heute noch schwer zu entscheiden. Wir gehen von einem relativ milden Verlauf aus, erwarten eher eine „sanfte Landung“.




	Entscheidend wird das konjunkturelle Schicksal unseres Landes 1996/97 von der weiteren Entwicklung an den Devisenmärkten abhängen. Was den Dollar betrifft, so denken wir, dass es nicht bei den Kursübertreibungen der letzten Wochen bleiben wird. Der Dollar ist unterbewertet und wird sich deshalb wieder erholen. Das brächte doch einen Teil der zuletzt verlorengegangenen Exportstärke zurück.





Was freilich dauerhaft von Belastung bleibt, ist die Aufwertung der D-Mark gegenüber den europäischen Währungen. Die Probleme in unseren südeuropäischen Partnerländern sind so gravierend, dass sie nicht kurzfristig gelöst werden können. Hier sehen wir daher keine Chancen, wieder zu den alten Kursen zurückzufinden. Und das wird uns schon einige Prozentpunkte beim Exportwachstum kosten.




	Ernster beurteilen wir eine andere Gefährdung: nämlich einen eskalierenden Verteilungskonflikt, wie er mit dem Tarifabschluss in der Metall- und Elektroindustrie plötzlich wieder zum Schreckgespenst wurde. Die Inflationswirkungen daraus werden sich zunächst noch in Grenzen halten, weil wir derzeit Stabilität über die Aufwertung importieren. Aber sie können 1996 virulent werden, wenn sich die tarifpolitische Unvernunft fortsetzen sollte, gleichzeitig das Produktivitätswachstum abflacht, Inflationsimpulse von draußen über höhere Rohstoffpreise und einen höheren Dollarkurs auf uns zukommen und schließlich die Verbrauchskonjunktur lebhafter wird, was den Unternehmen Überwälzungsmöglichkeiten eröffnet.





In dieser Situation ist die Prognose der deutschen Zinsen nicht einfach. Die Bundesbank hat mit der Leitzinssenkung Ende März ihren guten Willen gezeigt. Sie hat das ihre getan, Spannungen abzubauen und den Markt positiv zu beeinflussen. Im Übrigen bleibt zu hoffen, dass sie nicht zu früh durch die erwähnten Inflationsgefahren zu einer restriktiven, das Wachstum belastenden Geldpolitik gezwungen wird. Am langen Ende des Marktes sieht die Sache noch schwieriger aus. Wir schließen nicht aus, dass sich der Renditerückgang am Kapitalmarkt, der in den ersten Monaten dieses Jahres begonnen hat, noch etwas fortsetzen wird. Soviel zu Westdeutschland.


II.


Jetzt zur Wirtschaftsentwicklung in den neuen Bundesländern. Hier im östlichen Teil Deutschlands gibt es - knapp fünf Jahre nach Beginn der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion - bei allen berechtigten Vorbehalten eine klare Tendenz, und zwar eine positive. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene lassen sich die Fortschritte beim Aufbau Ost an vielen Punkten festmachen:




	etwa an der Wende auf dem Arbeitsmarkt. Der Abbau unproduktiver Arbeitsplätze wird durch das Entstehen neuer inzwischen mehr als ausgeglichen; die Beschäftigung nimmt zu.


	Grundlage dafür ist das beachtliche Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts. Mit 9,2% war es 1994 noch stärker als in den beiden Jahren zuvor. 1995 prognostizieren unsere Volkswirte für Ostdeutschland ein Wirtschaftswachstum in ähnlicher Größenordnung (real +9%). Das sind Expansionsraten, die Assoziationen an die Zeit des Wirtschaftswunders in Westdeutschland wecken und heute sonst nur noch von China und einigen ostasiatischen Staaten übertroffen werden.


	Die Wachstumsbasis der ostdeutschen Wirtschaft wird breiter. Der Aufschwung, den zu Beginn allein die Bauwirtschaft sowie Teile des Dienstleistungssektors und des Handwerks getragen hatten, erfasst jetzt auch die von der Strukturkrise besonders betroffene Industrie. Deren Produktion stieg 1994 um mehr als 20%. Sie hat inzwischen wieder das Niveau des 2. Halbjahres 1990 erreicht, allerdings jetzt zunehmend mit wettbewerbsfähigen Produkten und modernen Produktionsanlagen.


	Die Modernisierung und Erweiterung des Kapitalstocks ist gut vorangekommen. Die realen Bruttoanlageinvestitionen expandierten 1994 um mehr als 16%. Die Investitionen pro Kopf gehen inzwischen (1994 um 34%) über jene im früheren Bundesgebiet hinaus. 1995 ist mit einer weiteren Investitionszunahme um 15% zu rechnen.


	Die Einkommenssituation der privaten Haushalte in den neuen Ländern hat sich verbessert. Die verfügbaren Einkommen sind seit 1990 stärker als die Verbraucherpreise gestiegen. Sie erreichen inzwischen zwei Drittel des westdeutschen Niveaus. Die Rentner haben mit dem Westen sogar fast gleichgezogen.


	Die Privatisierung der einst volkseigenen DDR-Betriebe durch die Treuhandanstalt ist abgeschlossen. Sie ist hinsichtlich Tempo und Methoden auf Kritik gestoßen. Aber ich meine doch: Mit insgesamt 43.000 Privatisierungen, Arbeitsplatzgarantien für 1,5 Millionen Arbeitnehmer und Investitionszusagen in Höhe von über 200 Milliarden D-Mark wurde ein gewaltiger Schritt vorwärts getan.


	Entscheidend vorangekommen ist auch der Aufbau mittelständischer Wirtschaftsstrukturen. Mit 460.000 selbständigen Existenzen und über 3 Millionen Beschäftigten prägt der Mittelstand heute das Bild der Wirtschaft in den neuen Ländern. Mit seiner Flexibilität und seinem Innovationspotential ist er die wichtigste Stütze des Aufschwungs Ost.





*


Einen wichtigen Beitrag dazu haben übrigens auch die privaten Banken geleistet - mit Pioniergeist, mit beispielhaftem persönlichem Einsatz der Mitarbeiter und mit umfangreichen Investitionen. Die Banken waren - lassen Sie mich das in aller Bescheidenheit sagen - unter den ersten, die in den neuen Bundesländern investierten und dort ein Filialnetz aufbauten. In über 900 Bankstellen wurden inzwischen 8 Milliarden D-Mark investiert, 22.000 Mitarbeiter sind in den privaten Instituten beschäftigt.


Ich denke, darauf können wir Banken auch ein bisschen stolz sein. Allein die Vereinsbank-Gruppe hat in den zurückliegenden fünf Jahren ein flächendeckendes Filialnetz mit über 100 Geschäftsstellen aufgebaut und damit über 1.500 Arbeitsplätze, davon 240 zur Ausbildung, geschaffen. Mehr als zwei Drittel der Stellen sind mit Mitarbeitern aus den neuen Ländern (darunter auch in leitender Position) besetzt - und dies mit steigender Tendenz. Wir haben mit Krediten in Höhe von annähernd 30 Milliarden D-Mark Investitionen finanziert, davon den weit überwiegenden Teil auf eigenes Risiko, das heißt ohne Staatsbürgschaften vergeben, und damit weit mehr Geld ausgeliehen, als wir über Einlagen in den neuen Ländern refinanzieren.


Das alles wurde erreicht, obwohl die in Ostdeutschland tätigen Banken andersartige Kreditrisiken in Kauf nehmen müssen, als sie dies vom heimischen Markt gewohnt sind. So gibt es bei Immobilieneigentum häufig noch eine erhebliche Rechtsunsicherheit, Kreditsicherheiten im üblichen Sinn stehen nach wie vor nur unzulänglich zur Verfügung. Auch kann sich - anders als in Westdeutschland - die Kreditvergabe nicht an einer betriebswirtschaftlichen Analyse vergangener Jahre orientieren, sondern muss andere Kriterien, sogenannte „soft facts“ wie die Geschäftsidee oder das Unternehmenskonzept, für die Kreditbeurteilung heranziehen. Wir versuchen hier ein konstruktives Risikomanagement zu betreiben, damit der wirtschaftliche Aufschwung nicht behindert wird und lohnende Projekte finanziert werden, ohne jedoch unbillige Risiken einzugehen.


Auch in unserem eigenen Geschäft haben wir uns also der Verantwortung für den Aufbau Ost gestellt, neue und andere Risiken übernommen; und ich darf Ihnen versichern, wir werden das auch weiterhin tun. Für die Bayerische Vereinsbank war es übrigens keineswegs selbstverständlich, sich in dieser Region zu engagieren, denn wir verfügen in Ostdeutschland - anders als manch andere Bank - über keine Geschäftstradition.


Für mich persönlich - lassen Sie mich das hinzufügen - war es eine geradezu beglückende Erfahrung festzustellen, mit welchem Enthusiasmus, mit wieviel Phantasie und Improvisationsgeschick unsere Mitarbeiter die neue Aufgabe anpackten. Sie war bestimmt nicht leicht, aber wir boten ihnen viel Freiraum, und sie nutzen ihn.


Im übertragenen Sinne weist diese Erfahrung den Weg, den wir gesamtwirtschaftlich gehen müssen, ganz besonders in den neuen Bundesländern. Wir müssen auf Eigeninitiative setzen und die Rolle des Staates neu definieren. Es wäre absurd zu hoffen, der Staat hätte die Kraft und könne die Mittel aufbringen, um dieses schwer geschädigte Land in ein wirtschaftlich blühendes zu verwandeln. Das schaffen nur private Investoren.


*


Ich komme damit wieder zu den gesamtwirtschaftlichen Aspekten zurück. Erfolge und Fortschritte beim „Aufbau Ost“ sind nur die eine Seite der Medaille. Zur Dialektik des Prozesses der „schöpferischen Zerstörung“ gehört auch die Kehrseite der ökonomischen Zwischenbilanz. Ohne sie kann man die wahren Befindlichkeiten vor Ort, Unzufriedenheit, Ungeduld, auch Rückbesinnung auf die Zeit vor der Wende nicht verstehen. Tatsache ist, dass wir noch eine Reihe von Defiziten haben:




	Der Aufschwung im Osten trägt sich noch nicht selbst. Konsum, Investitionen und Staatsverbrauch übertreffen die Eigenproduktion noch um mehr als die Hälfte. Die Folge ist ein gewaltiger Importbedarf, der größtenteils durch Lieferungen aus den alten Bundesländern gedeckt wird.


	Lohn- und Produktivitätsentwicklung klaffen in den neuen Ländern - trotz kräftiger Produktivitätsgewinne - ebenfalls noch weit auseinander. Dieser Kostennachteil beeinträchtigt die Überlebensfähigkeit ansässiger Unternehmen und schreckt überdies potentielle Investoren ab.


	Der Strukturwandel in den neuen Bundesländern ist noch nicht zum Abschluss gekommen, vor allem die industrielle Basis ist noch zu schwach. Weniger als 700.000 Menschen sind im Verarbeitenden Gewerbe tätig. Gemessen an den Anteilen in Westdeutschland müssten es aber doppelt so viele sein.


	Die größten Sorgen bereitet nach wie vor der ostdeutsche Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosigkeit wird auch 1995 noch bei durchschnittlich 1 Million Menschen liegen. Hier schlägt sich der dramatische Rückgang des Beschäftigungsniveaus vor allem in der Industrie nieder.





Manche mögen fragen, ob der radikale Umbruch nicht vermeidbar gewesen wäre, oder doch zumindest hätte sanfter gestaltet werden können. Hinterher ist man bekanntlich immer schlauer. Ich meine, es gab keine Alternative zu diesem Prozess, nachdem man sich 1990 für einen Umtauschkurs von 1:1 (für die Umstellung der Geldvermögensbestände von ca. 1:1,8) entschlossen hatte. Nicht vorhersehbar war das Wegbrechen der Ostmärkte, nicht vorhersehbar war auch die tiefe Rezession in vielen Industrieländern. Gewiss, Fehler wurden gemacht, bis hin zur Verschwendung bereitgestellter Gelder mangels genauer Projektprüfung oder infolge von Betrug und Schiebereien durch unseriöse westliche Geschäftemacher. Das Tempo des Umbaus mag zu schnell erscheinen, aber der Druck zu einer raschen Verbesserung der Lebensverhältnisse war einfach groß.


Dennoch ist es eine legitime Frage, was man hätte anders machen sollen. Ich habe den Eindruck, dass in einigen Fällen Sanierungsbemühungen zu schnell aufgegeben wurden. Mit einer genaueren Prüfung und einem längeren Atem hätten sich noch manche wettbewerbsfähige Kapazitäten schaffen lassen. Fehler wurden bei der Regelung der Eigentumsproblematik gemacht. Der Grundsatz „Rückgabe vor Eigentum“ hat Investitionen behindert und zu Knappheiten am Bodenmarkt geführt, weil drei Viertel der Immobilien restitutionsbelastet sind. Die Zahl der Restitutionsfälle wurde während der Wende massiv unterschätzt; die Eigentumsfrage war im Westen ideologisch belastet. In einer so einmaligen Situation wie der Wiedervereinigung hätte man vielleicht auch andere Wege mit einem geringeren Rückgaberecht gehen können.


Als nachteilig für den Erhalt von Arbeitsplätzen hat sich das Auseinanderlaufen von Produktivitäts- und Lohnentwicklung erwiesen. Ich weiß, es ist bitter, für gleiche oder ähnliche Arbeit nur 80% des westdeutschen Lohnniveaus zu erhalten, zumal die Preise und Mieten stark gestiegen sind. Aber Maßstab für die Höhe der Einkommen hat die Höhe der Produktivität zu sein. Andernfalls kommt es zur Investitionszurückhaltung, zur unzureichenden Schaffung neuer und zum Verlust bestehender Arbeitsplätze. Maßstab für den Wettbewerb sind nun mal die Lohnstückkosten, und diese liegen immer noch (um durchschnittlich etwa 35%) über dem westdeutschen Niveau. Zudem hat sich mit den östlichen und südlichen Nachbarstaaten eine neue Konkurrenz aufgetan mit Lohnkosten, die nur bei einem Zehntel (Ungarn) oder gar einem Fünfzigstel (Russland) der unseren liegen. Es wäre deshalb sicher richtiger gewesen, auf eine zu rasche Lohnangleichung mit den westlichen Bundesländern zu verzichten und stattdessen eine Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen vorzusehen.


*


Wer ein zutreffendes Bild der Lage in den neuen Bundesländern zeichnen möchte, darf nicht nur in materiellen Kategorien denken; nicht weniger wichtig ist die geistige Bewältigung dieses radikalen Umbruchs. Gestatten Sie mir auch hierzu eine Bemerkung: Ich verstehe die Klage über den Verlust des Arbeitsplatzes, die viel zu frühe Aussteuerung aus dem Erwerbsleben, den Verlust an Sicherheit, ja an Identität. Manch einer wurde aus der Bahn geworfen, ist ohne Orientierung und Zuversicht und hat das Gefühl nicht mehr gebraucht zu werden.


Umso bewundernswerter finde ich es, wie die Mehrzahl der Bürger in den neuen Ländern den Strukturwandel bewältigt und sich auf die neue Situation eingestellt hat. Es erinnert an die Aufbauzeit im westlichen Nachkriegsdeutschland. Der Blick zurück ist doch vielfach dem Blick nach vorn gewichen. Die Menschen wollen ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen. Und ich denke, je mehr die Früchte des Aufbaus sichtbar werden, desto größer wird diese Bereitschaft zur Selbstbestimmung werden.


Tatsache ist, dass die neuen Länder dabei sind, sich Standortvorteile zu verschaffen. Ich bin fest davon überzeugt, in einigen Jahren wird der Wirtschaftsraum zwischen Elbe und Oder der modernste Teil Deutschlands, ja ganz Europas sein. Dies ist der zentrale Punkt, nicht manche bedauerliche Fehlplanung: die überdimensionierte kommunale Einrichtung, das leerstehende Abschreibungsobjekt oder die erschlossene, aber nicht genutzte Gewerbefläche.


Was macht die neuen Länder zu einem internationalen Standort besonderer Güte?




	An erster Stelle die aufgeschlossenen, gut ausgebildeten, leistungsbereiten Menschen. Wer das gemeistert hat, was die Menschen hier bisher gemeistert haben, der darf den künftigen Herausforderungen gelassener gegenüberstehen.


	Ferner die Infrastruktur. Was hier in den letzten Jahren an Kommunikationseinrichtungen, an Straßen- und Schienenwegen, an öffentlichen Versorgungseinrichtungen geschaffen wurde, ist beeindruckend und für jeden augenfällig. Die neuen Bundesländer haben auf dieser Grundlage gute Chancen, zu einem Brückenkopf in der Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Staaten Mittel- und Osteuropas zu werden.


	
Letztlich der technische Stand der neu geschaffenen oder sanierten Produktionsanlagen. Mit Investitionen von mehr als 500 Milliarden D-Mark seit der Wende wurden hier die Grundlagen für einen modernen Kapitalstock gelegt. Diese Investitionen werden mehr und mehr produktions- und auch beschäftigungswirksam und bieten gute Voraussetzungen, im internationalen Technologiewettbewerb mithalten zu können.





Dies alles macht Mut für die Zukunft. Aber diese gut begründete Zuversicht darf uns nicht dazu verleiten, übertriebene Erwartungen zu wecken. Sie sind oft genug enttäuscht worden. Werben wir lieber um Geduld, was das Tempo einer weiteren Verbesserung der Lebensverhältnisse betrifft. Fünf Jahre sind einfach ein zu kurzer Zeitraum, um den Umbau von einer ausgezehrten Planwirtschaft in eine moderne Marktwirtschaft zu schaffen.


Grob gerechnet hat die ostdeutsche Wirtschaft 50% des westdeutschen Niveaus erreicht. Sie hat mithin erst die Hälfte der Wegstrecke zurückgelegt und ist trotz aller Fortschritte immer noch in hohem Maße von Transfers aus dem Westen abhängig. In den letzten Wochen gab es bekanntlich eine heftige Debatte über den Umfang und die Verwendung von Fördermitteln in Ostdeutschland. Der dabei pauschal erhobene Vorwurf einer massiven Verschwendung öffentlicher Fördergelder geht weit über das Ziel hinaus. Das bedeutet andererseits aber nicht, dass bei der Förderung alles so bleiben sollte, wie es jetzt ist. Angesichts eng begrenzter Finanzierungsspielräume und angesichts der bereits erreichten Standortverbesserungen muss der Staat seine Förderpolitik überdenken, um die knappen Mittel effizienter einsetzen zu können. Dazu gehört die Straffung und Neustrukturierung der Fördermaßnahmen sowie eine größere Beweglichkeit der Einsatzmöglichkeiten des Instrumentariums in Bezug auf regionale und strukturelle Schwerpunkte. Bei Gewerbeflächen auf der „grünen Wiese“ zum Beispiel gibt es nichts mehr zu fördern. Zudem ist es sinnvoll, die Verwendung der Fördermittel strenger zu kontrollieren, die Maßnahmen zu befristen und mit steigender Ertragskraft der privatisierten Wirtschaft degressiv zu gestalten. Ostdeutschland darf nicht auf Dauer Subventionsgebiet bleiben, die Transferleistungen als Besitzstand reklamieren.


Fehlentwicklungen, wie zum Beispiel die Dauersubventionen im Bergbau und in der Landwirtschaft, die wir im Westen unseres Landes beklagen und die wir jetzt mühsam korrigieren müssen, sind warnende Beispiele einer fehlgeleiteten Politik; dazu darf es in den neuen Ländern erst gar nicht kommen. Ebenso müssen wir vermeiden, aufwendige Bürokratien dort aufzubauen, wo private Dienstleistungen effizienter und billiger sind. Hier gilt es rechtliche und emotionale Hemmschwellen abzubauen. Ich denke dabei insbesondere an die Finanzierung von Infrastrukturmaßnahmen, an die Energieversorgung und an öffentliche Gebäude. All dies kann privat schneller und günstiger produziert werden.


III.


Ich komme damit zu den wirtschaftspolitischen Herausforderungen im vereinten Deutschland. Denn mit dem Aufschwung im Westen und dem anhaltend hohen Wirtschaftswachstum im Osten ist zwar die konjunkturelle Schwächephase der Jahre 1992/93 überwunden. Noch nicht gelöst sind damit jedoch die längerfristigen strukturellen Probleme, die die deutsche Wirtschaft spürbar belasten. Im Wesentlichen sind es drei miteinander verzahnte Problemfelder, die Staat, Wirtschaft und Gesellschaft vor enorme Herausforderungen stellen und zu wirtschaftlichem Handeln zwingen:




	die bedrückend hohe Arbeitslosigkeit,


	die hohe Steuer-und Abgabenbelastung von Unternehmen und Bürgern bei gleichzeitig noch immer viel zu hohen Defiziten in den Staatsfinanzen


	und das zum Zerreißen angespannte Netz unserer sozialen Sicherungssysteme.





Trotz Konjunkturaufschwung wird die Zahl der Arbeitslosen 1995 nur wenig sinken und im Jahresdurchschnitt in Gesamtdeutschland bei 3,5 Millionen liegen. Das sind nur rund 200.000 Personen weniger als 1994. Schätzungen zufolge müssten bis zum Ende dieses Jahrzehnts 3 bis 3,5 Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen werden, wenn die Arbeitslosigkeit auch nur auf den Stand vor Beginn der jüngsten Rezession zurückgeführt werden soll.


Mit staatlich finanzierten Notbehelfen, wie zum Beispiel ABM-Maßnahmen oder der Subventionierung von Arbeitsplätzen, ist das nicht zu erreichen. Notwendig ist die Schaffung neuer, wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze. Wesentliche Voraussetzung hierfür ist nicht nur eine Verringerung der extrem hohen, die Wettbewerbsfähigkeit belastenden Lohnzusatzkosten bei den Unternehmen, sondern auch eine stärkere Differenzierung der Löhne im Rahmen moderater, am jeweiligen Produktivitätswachstum orientierter Tarifabschlüsse. Die Gewerkschaften müssen sich freimachen von jeder Besitzstandsromantik. In unserer offenen Welt kann man im Grundsatz nur das erhalten, was man selbst erarbeitet, darf man also keine Besitzstände betonieren. Wir brauchen flexible Modelle der Lohnfindung, die jedem eine Chance gibt und auch Grenzbetrieben das Überleben ermöglicht. Auch könnten neue Lohnmodelle, bei denen Lohn- durch Kapitaleinkommen ersetzt werden, maßgeblich zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen beitragen.


Der Zustand der Staatsfinanzen ist besorgniserregend. Zwar soll sich das öffentliche Gesamtdefizit 1995 laut Schätzung der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute (in finanzstatistischer Abgrenzung) um ca. 50 Milliarden D-Mark auf etwa 85 Milliarden D-Mark verringern. Das ist aber im Wesentlichen die Folge höherer Steuereinnahmen wegen der besseren Konjunktur sowie der Tatsache, dass die Steuern in den Aufschwung hinein kräftig erhöht wurden (Wiedereinführung des Solidaritätszuschlags). Die Steuern und Abgaben befinden sich nun auf rekordhohem Niveau (44,5% des BIP). Flacht sich die Wirtschaftstätigkeit im kommenden Jahr ab und werden die Steuern gesenkt (Freistellung des Existenzminimums, Familienleistungsausgleich), dann steigen die Defizite wieder.


Die kumulative Staatsverschuldung wird Ende dieses Jahres eine Größenordnung von 2.000 Milliarden D-Mark erreichen und damit doppelt so hoch ausfallen wie vor der Vereinigung. Die Zinsausgaben der Gebietskörperschaften werden in den nächsten Jahren nahezu ein Fünftel der Steuereinnahmen (1995: 17%) beanspruchen. Das zeigt, wie notwendig jetzt verstärkte Anstrengungen zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte sind - und zwar über Jahre hinaus, wobei viel stärker als bisher auf der Ausgabenseite angesetzt werden muss. Nur auf diese Weise schaffen wir den schwierigen Spagat: nämlich die öffentlichen Defizite abzubauen und parallel dazu noch Spielraum für die Reduzierung der Steuerbelastung der Unternehmen und Privathaushalte zu schaffen, die bei uns höher als in den Hauptkonkurrenzländern ist. Diese Strategie ist nicht neu. Sie gleicht vielmehr weitgehend der sogenannten Angebotspolitik der 80er Jahre, die uns den längsten Aufschwung in der Geschichte der Bundesrepublik beschert hat. Zu der notwendigen Effizienzsteigerung beim Staat gehört im Übrigen eine schlanke öffentliche Verwaltung, in der viel mehr als bislang auf Effizienz geachtet werden muss.


Im Kern geht es bei der überfälligen Sanierung der Staatsfinanzen um eine umfassende Redimensionierung des modernen Leistungsstaats. Dies bedeutet, dass auch die kostenaufwendigen und umverteilungsträchtigen sozialen Sicherungssysteme des Wohlfahrtsstaats auf den Prüfstand gestellt werden. In Deutschland beliefen sich die gesamten Sozialleistungen 1993 auf 1.063 Milliarden D-Mark, was einer Sozialleistungsquote von 34% des Bruttosozialprodukts entsprach. Also im Klartext: Jede dritte erwirtschaftete Mark wird für soziale Zwecke ausgegeben; das ist wesentlich mehr als für arbeitsplatzschaffende Investitionen aufgewendet wird.


Nicht für jedes Missgeschick und jeden Einkommensverlust ist aber der Staat zuständig. Die Menschen in unserem Land müssen sich wieder mehr auf die eigene Verantwortung und die eigene Leistung besinnen, überzogene Ansprüche zurückschrauben. Die Fürsorge des Staates darf nicht so weit gehen, dass Eigeninitiative und Leistungsbereitschaft erlahmen. Ludwig Erhard hat es 1962 so formuliert: „Nichts ist unsozialer als der Wohlfahrtsstaat, der die menschliche Verantwortung erschlaffen lässt.“


IV.


Gottlob gibt es Anzeichen dafür, dass dieser ganz gewiss nicht einfache Prozess der Umorientierung, der den Verzicht auf viele eingefahrene bequeme Verhaltensweisen und Strukturen erfordert, inzwischen in Gang gekommen ist. Wichtige Kurskorrekturen in Richtung Revitalisierung unserer Wirtschaft wurden eingeleitet. Wenn wir auf diesem Weg konsequent weitergehen, dann haben wir die einmalige Chance, unsere Wirtschaft wieder an die Spitze in der Welt heranzuführen und damit die Basis für weiteren Wohlstand zu schaffen.


Aber sind wir uns darüber im Klaren: Standortsicherung verlangt politisches Stehvermögen, mutet den Bürgern viel zu: nämlich zu begreifen, dass Produktion vor Verteilung, Leistung vor Besitzständen, Revitalisierung vor billigen Strohfeuereffekten kommt. Wenn wir das begreifen und danach handeln, wird Deutschland auch am Beginn des nächsten Jahrhunderts ein Standort mit starker Wachstumsdynamik sein, der zudem den durch die deutsche Einheit und die Entwicklung in West- wie in Osteuropa enorm gestiegenen Anforderungen gerecht zu werden vermag.




Ambivalente Entwicklung in den neuen Bundesländern: eine ökonomische Zwischenbilanz


Vortrag anlässlich einer Kundenveranstaltung in Jena im Januar 1995


Wer heute - gut vier Jahre nach der Wiederherstellung der deutschen Einheit - in die neuen Bundesländer reist, sieht sich mit einer Vielzahl ganz unterschiedlicher, teilweise gegenläufiger persönlicher Eindrücke und Erfahrungen, Erwartungen und Forderungen konfrontiert. Auf der einen Seite stehen die unbestreitbaren, an konkreten Zahlen ablesbaren Erfolge beim Wiederaufbau einer leistungs- und wettbewerbsfähigen Wirtschaft:




	Das reale Bruttoinlandsprodukt in den neuen Ländern ist nun schon drei Jahre hintereinander mit hohen Raten gestiegen. Nach einem Wachstum von 8,9% 1994 prognostizieren unsere Volkswirte für 1995 sogar erstmals ein zweistelliges Ergebnis (real +10%). Damit hat sich der Wirtschaftsraum zwischen Elbe und Oder zur Hauptwachstumsregion in Europa - einschließlich aller Länder des früheren Comecon - entwickelt.


	Fast noch wichtiger: Der Aufschwung, den zu Beginn allein die Bauwirtschaft sowie Teile des Dienstleistungssektors und das Handwerk getragen hatten, erfasst jetzt auch die von der Strukturkrise besonders betroffene Industrie. Die Produktion dort lag zuletzt (Oktober 1994) rund 20% über ihrem Vorjahresniveau.


	Deutlich verbessert hat sich auch die Einkommenssituation der privaten Haushalte in den neuen Bundesländern. Von 1991 bis 1994 stiegen die Pro-Kopf-Einkommen im Osten von 47% auf 67% des Westniveaus.


	Die Investitionsdynamik ist ungebrochen. Über die Hälfte des Bruttoinlandsprodukts in den neuen Ländern kam 1994 den Investitionen zugute. Die Investitionsintensität, also die Anlageinvestitionen je Erwerbstätigen, ist im Osten mittlerweile um 42% höher als im Westen. Mit anderen Worten: Die Rundum-Erneuerung in den neuen Bundesländern läuft auf vollen Touren. In wenigen Jahren wird Ostdeutschland einer der modernsten Wirtschaftsstandorte mit völlig neuem Produktionsapparat sein.


	Hervorheben möchte ich außerdem die zügige Privatisierung und entschlossene Sanierung der einst volkseigenen DDR-Betriebe durch die Treuhandanstalt. Mit insgesamt rund 43.000 Privatisierungen, Arbeitsplatzgarantien für 1,5 Millionen Arbeitnehmer und Investitionszusagen in Höhe von über 200 Milliarden D-Mark hat sie ihren Kernauftrag, die ostdeutsche Wirtschaft (zu privatisieren und dadurch) in die Marktwirtschaft zu überführen (neue Wirtschaftsstrukturen zu schaffen), abgeschlossen und damit ihr operatives Geschäft Ende1994 beendet.


	Nicht zuletzt ist auch der Aufbau mittelständischer Wirtschaftsstrukturen entscheidend vorangekommen. Mit 460.000 selbständigen Existenzen und über 3 Millionen Beschäftigten prägt der Mittelstand heute das Bild der ostdeutschen Wirtschaft und ist die wichtigste Stütze des vielbeachteten Aufschwungs Ost. Mit ihrer aktuellen wirtschaftlichen Situation sind die Unternehmen - gemessen am Geschäftsklimaindex des Ifo-Instituts - inzwischen weitgehend zufrieden.





Insgesamt haben Sie, haben wir alle zusammen also viel erreicht. Der Zug steht nicht nur auf dem richtigen Gleis, er rollt auch in die richtige Richtung und gewinnt dank kräftigen Rückenwinds durch die Transferleistungen zügig an Fahrt. Noch ist der tiefgreifende Anpassungsprozess, in den die ostdeutsche Wirtschaft nach der Vereinigung gestürzt ist, aber keineswegs beendet; viele unerledigte Aufgaben - das ist die andere Seite der ökonomischen Zwischenbilanz - liegen noch vor uns.


Das Hauptproblem stellt nach wie vor die hohe Arbeitslosigkeit dar. Trotz Entspannungstendenzen am Arbeitsmarkt fehlen allein in Thüringen rund 450.000 Arbeitsplätze. Zu den Negativposten zählen ferner die knappe Eigenkapitaldecke vieler Unternehmen, ungeordnete Grundbuchverhältnisse sowie fehlende Forschungs- und Entwicklungspotentiale. Nur wenige Firmen konnten bisher den Verlust ihrer Absatzmärkte in Osteuropa durch den Gewinn von Marktanteilen im Westen wettmachen. So ist auch im vergangenen Jahr die Lücke zwischen dem, was die neuen Bundesländer selbst produzieren, und dem, was sie für Konsum, Staatsverbrauch und Investitionen ausgeben, kaum kleiner geworden. Hieran wird besonders deutlich, dass die internationale Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen Industrie im ganzen noch nicht wieder hergestellt und der Strukturwandel in den neuen Bundesländern noch nicht zum Abschluss gekommen ist. Dazu bedarf es mehr als einiger (industrieller) „Kathedralen“ zum Vorzeigen. Die wirtschaftliche Schwerpunktaufgabe für die nächsten Jahre wird darin bestehen, in der ganzen Breite der Wirtschaft wettbewerbsfähig zu werden.


Wie rasch dies gelingt, hängt in starkem Maße von der Lohnpolitik ab; sie muss einen Weg zwischen Ausgleich der Teuerung, Angleichung an Westlöhne und notwendiger Senkung der Lohnstückkosten finden. Gesamtwirtschaftlich betrachtet klaffen in den neuen Ländern Löhne und Produktivität noch weit auseinander. Dieser Kostennachteil hat sich zu einem großen Standorthandicap entwickelt.


Die Wirtschaftspolitik wiederum muss angesichts begrenzter Finanzierungsspielräume ihre Mittel noch effizienter einsetzen, das heißt sie vor allem noch stärker auf investive Verwendung konzentrieren. Die Expertenkommission Wohnungspolitik hat deshalb unter anderem vorgeschlagen, die Abschreibungserleichterungen für die neuen Bundesländer so zu modifizieren, dass auch all jene ostdeutschen Investoren in ihren Genuss kommen, die bisher noch keine steuerpflichtigen Gewinne erzielen. Oder anders ausgedrückt: An die Stelle von Steuervergünstigungen sollten zumindest im Mietwohnungsbau Investitionszulagen treten.


Zu den wirtschaftspolitischen Forderungen gehört im Übrigen auch die nach einem „schlanken Staat“. Fehlentwicklungen, die wir diesbezüglich im Westen unseres Landes beklagen und die wir jetzt mühsam korrigieren müssen, dürfen hier erst gar nicht Platz greifen. Auf jeden Fall müssen wir vermeiden, aufwendige Bürokratien dort aufzubauen, wo private Dienstleistung effizienter und billiger ist. Es ist ein Fehler, Steuermittel dort zu investieren, wo privates Kapital investiert werden kann. Hier gilt es, rechtliche und emotionale Hemmschwellen abzubauen. Ich denke dabei insbesondere an die Finanzierung von Infrastrukturmaßnahmen, an die Energieversorgung und an öffentliche Gebäude. All dies kann privat schneller und günstiger produziert werden.


Wenn so die Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen Volkswirtschaft erst einmal erreicht sein wird, werden auch die anderen Probleme wie die zu hohe Arbeitslosigkeit oder die zu niedrigen Einkommen besser gelöst werden können.


*


Die privaten Banken haben entgegen mancher, zum Teil höchst unfaire Kritik der letzten Zeit mit dem schnellen Wiederaufbau einer wettbewerbsfähigen Bankenstruktur und mit ihren Aktivitäten seither einen wichtigen Beitrag zur Sicherung und zum Ausbau des Erreichten geleistet. Allein die Bayerische Vereinsbank hat, ohne an eine Vorkriegstradition und alte Besitzstände hier in den neuen Ländern anknüpfen zu können, in vier Jahren ein flächendeckendes Filialnetz mit 100 Zweigstellen aufgebaut und damit 1.500 Arbeits-, davon 240 Ausbildungsplätze, geschaffen. Zwei Drittel der Stellen sind mit Mitarbeitern aus den neuen Ländern (darunter auch in leitender Position) besetzt - und dies mit steigender Tendenz. Wir haben außerdem mit Krediten von inzwischen fast 30 Milliarden D-Mark Investitionen finanziert und damit weit mehr Geld ausgeliehen, als wir über Einlagen in den neuen Ländern refinanzieren.


Von den Krediten an private Unternehmen wurde der weit überwiegende Teil auf eigenes Risiko, das heißt ohne Staatsbürgschaften vergeben. Dieser hohe Wert wurde erreicht, obwohl die Finanzierung von Vorhaben und Projekten in den neuen Bundesländern noch immer nicht mit der im Westen vergleichbar ist. So gibt es bei Immobilieneigentum häufig noch eine erhebliche Rechtsunsicherheit, Kreditsicherheiten im üblichen Sinn stehen nach wie vor nur unzulänglich zur Verfügung. Auch kann sich - anders als in Westdeutschland - die Kreditvergabe nicht an einer betriebswirtschaftlichen Analyse vergangener Jahre orientieren, sondern muss andere Kriterien für die Beurteilung der Erfolgsaussichten einer Geschäftsidee oder eines Unternehmenskonzeptes heranziehen. Diese Aufgabe gehört zu den schwierigsten und verantwortlichsten im Bankgeschäft überhaupt.


Hinzu kommt, dass Kreditengagements auch nach Ausreichung einer intensiven Begleitung bedürfen. Von den Banken werden hier Beratungsleistungen in kaufmännischen und betriebswirtschaftlichen Fragen erwartet, die über die traditionelle Betreuung von Kreditnehmern weit hinausgehen. Faktisch werden die Banken damit, ob sie es wollen oder nicht, in die Unternehmerrolle gedrängt. Kurzum: Auch in unserem eigentlichen Bankgeschäft haben wir uns der Verantwortung für den Aufbau Ost gestellt, neue und andere Risiken übernommen, und wir werden das auch weiterhin tun.


Voraussetzung dafür war nicht nur der zügige Aufbau eines flächendeckenden Niederlassungsnetzes. Entscheidend war und ist ein umfassender Know-how-Transfer durch die Entsendung qualifizierter Mitarbeiter aus Westdeutschland und durch intensive Schulung der neuen ostdeutschen Mitarbeiter; ohne deren gemeinsamen Einsatz und kollegiale Zusammenarbeit wären und sind die wirklich historischen Herausforderungen nicht zu bewältigen. Das Gelingen der deutschen Einheit ist ja nicht nur eine Frage des Geldes oder der Ökonomie - hier sind wir, wie ich eingangs sagte, trotz aller Schwierigkeiten gut vorangekommen - sondern auch des menschlichen Miteinander. Die innere Einheit in Deutschland ist nur zu erreichen, wenn die Menschen zueinander finden, aufeinander zugehen, sich noch besser verstehen lernen.

OEBPS/Images/cover.jpg
Wolfgang Barth

(Mit-)Autor und Herausgeber

Wirtschaft gestalten -
mit Vortrigen, Reden und Aufsitzen






